
 
 

IM SCHLESWIG-HOLSTEINISCHEN LANDTAG 

Nr. 188/05 
16. August 2005 

P R E S S E M I T T E I L U N G  

 
Pressesprecher 

Dirk Hundertmark 

Landeshaus, 24105 Kiel 

Telefon 0431-988-1440 

Telefax 0431-988-1444 

E-mail: info@cdu.ltsh.de 

Internet: http://www.cdu.ltsh.de 
 

 
Hochschulpolitik 

Niclas Herbst: Zukunftsfeste Strukturen für Forschung, Leh-
re und Patientenversorgung am Uniklinikum Schleswig-
Holstein schaffen 
 
 
 

Die CDU-Fraktion des Schleswig-Holsteinischen Landtages begrüßt die Weichenstel-
lung der Landesregierung für eine sichere Zukunft des Universitätsklinikums Schles-
wig-Holstein. „Hier wird eine weitere im Koalitionsvertrag vereinbarte Zielsetzung en-
gagiert umgesetzt“, so Niclas Herbst, hochschulpolitischer Sprecher der CDU-
Landtagsfraktion. Für Herbst sei ganz entscheidend, dass durch die heute durch das 
Kabinett vorgestellte Planung „Schnellschüsse“ vermieden werden. Das Universitäts-
klinikum stelle bekanntermaßen nicht nur die Patientenversorgung sicher, sondern 
leiste einen ganz wesentlichen Teil seiner Arbeit in Forschung und Lehre. „Die For-
schung in den Universitätskliniken und die daraus hervorgegangenen  Innovationen 
in der Medizin ermöglichen es den Menschen, heute und in Zukunft länger und vor 
allem besser zu leben, als früher“, so Herbst.  
 
Gerade deshalb sei es wichtig, dafür zu sorgen, dass „zukunftsfeste Strukturen“ für 
Forschung, Lehre und Patientenversorgung geschaffen werden. Die Ergänzung der 
bewährten Selbstverwaltung durch den externen Sachverstand einer Unternehmens-
beratung sei darum der richtige Weg.  „Angesichts der bestehenden Defizite und der 
Haushaltslage des Landes können wir uns Parallel-Angebote einfach nicht mehr leis-
ten“, so Herbst. „Wir werden deshalb in enger Absprache mit unserem Koalitions-
partner diesen Prozess konstruktiv begleiten.“ 
 
Wichtig sei auch, dass die Benachteiligung des Universitätsklinikums Schleswig-
Holstein im Fallpauschalensystem zur Krankenhausversorgung endlich gemindert 
werde. „Die CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag steht deshalb voll 
hinter der diesbezüglichen Bundesratsinitiative des Landes Schleswig-Holstein“, stellt 
Herbst abschließend fest. 
 

 
 
 


